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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Bürgerbeteiligung, 
Völkerverständigung und Integration -

Punkt 11 der öffentlichen Sitzung am 03. September 2013

Vorlagen-Nr. 13-F-33-0056

Kontakte zu US-Amerikanern
- gem. Antrag von CDU und SPD vom 19.06.2013 -

Der Kontakt zu Mitgliedern der US-amerikanischen Streitkräfte ist nicht erst seit dem Umzug des 
europäischen Hauptquartiers in die Landeshauptstadt ein wichtiges Thema in Wiesbaden. 

Der Ausschuss möge daher beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten 

1. Welche Aktivitäten zwischen der Stadt Wiesbaden und den US-Amerikanern derzeit 
bestehen.

 
2. Welche Aktivitäten von bürgerschaftlicher (privater) Seite mit den  in Wiesbaden lebenden 

US Bürger derzeit bestehen (z.B. deutsch-amerikanischer Frauenverein ö. Ä.).
 

3. Welche weiteren Aktionen seitens der Stadt Wiesbaden geplant sind, um die Wiesbadener 
Bürger und die in Wiesbaden lebenden US Bürger zusammenzuführen.

 
4. Wie der Umzugszeitplan hinsichtlich der Verlagerung der US-Streitkräfte von Heidelberg 

nach Wiesbaden aussieht (wann ist der Umzug abgeschlossen?).

Beschluss Nr. 0076

Der Bericht des Oberbürgermeisters vom 22.07.2013 wird zur Kenntnis genommen.  

Der gem. Antrag von CDU und SPD vom 19.06.2013 hat dadurch seine Erledigung gefunden.

(antragsgemäß Magistrat 06.08.2013 BP 0725)
 

Herrn Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2013
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Spallek
Vorsitzender
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Der Stadtverordnetenvorsteher Wiesbaden,     .09.2013

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Nickel
Stadtverordnetenvorsteher

Der Magistrat Wiesbaden,     .09.2013
    - 16 -

Dezernat Gerich
mit der Bitte um Kenntnisnahme Oberbürgermeister
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